Städte- und Gemeindebund					SGSA, Magdeburg, 10.03.00
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N I E D E R S C H R I F T





über die 18. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt am Mittwoch, dem 08.03.2000 in der Landesgeschäftsstelle, Sternstr. 3, 39104 Magdeburg








Beginn:		10.02 Uhr			Ende:			13.25 Uhr





Anwesend:





Mitglieder:





Frau Schumann (Vorsitzende) 	Kämmerin Stadt Naumburg


Herr Eisermann 			Kämmereiamtsleiter Landeshauptstadt Magdeburg


Frau Gabriel 				Bürgermeisterin Stadt Halberstadt


Frau Grube 				Bürgermeisterin Gemeinde Tornitz


Frau Hiob 				Kämmereiamtsleiterin VG Elster-Seyda-Klöden


Herr Kessing 				Beigeordneter für Finanzen Stadt Dessau


Frau Lucas 				Verwaltungsamtsleiterin VG Südharz


Frau Nußbeck 			stellvertretende Bürgermeisterin Stadt Roßlau


Herr Rosenbaum 			Stadtrat Stadt Gommern


Frau Stettler 				Finanzdezernentin Eisleben


Frau Wendler 				Kämmereiamtsleiterin Stadt Haldensleben





Gäste:





Herr Herrwald 			Bürgermeister Gemeinde Schnellin





von der Landesgeschäftsstelle:





Landesgeschäftsführer Dr. Kregel


Referentin Hanisch


Sachgebietsleiterin Pankrath


Praktikantin Pilopp








Es fehlen: 





Herr Frank 				Bürgermeister Gemeinde Neutz-Lettewitz


Herr Groeneveld 			Verwaltungsamtsleiter VG Beetzendorf (entschuldigt)


Herr Koch 				Beigeordneter für Finanzen Stadt Halle (entschuldigt)


Frau Schlüsselburg 			Verwaltungsamtsleiterin VG Kläden














Tagesordnung:





Genehmigung der Niederschrift über die 17. Sitzung am 13.10.1998


Wahl der/des Vorsitzenden und der/des stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses


KAG LSA;


erneute Änderung? Runderlass des MI LSA v. 03.02.2000


Haushalts- und Finanzsituation in den Kommunen


Kennzahlen und deren Aussagewerte


Haushaltskonsolidierungskonzepte


Sonstiges


Unternehmensteuerreform


Anfragen und Anregungen








Begrüßung:





Landesgeschäftsführer Dr. Kregel begrüßt die Ausschussmitglieder und bittet sie, sich kurz vorzustellen, da zum Teil neue Mitglieder in den Ausschuss gewählt worden sind. Auch im Hinblick auf die Wahl eines Vorsitzenden unter TOP 2 wird dieser Vorschlag allgemein begrüßt. Die Ausschussmitglieder und die Vertreter der Landesgeschäftsstelle stellen sich vor. Frau Hanisch informiert darüber, dass Herr Koch, Herr Groeneveld und Frau von Baehr ihre Teilnahme abgesagt und sich entschuldigt haben. Nach Beendigung der Vorstellungsrunde nimmt Frau Schumann an der Sitzung teil. Frau Schumann übernimmt die Sitzungsleitung. 








TOP 1: Genehmigung der Niederschrift über die 17. Sitzung am 13.10.1998 





Die Niederschrift über die 17. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses am 13.10.1998 wird einstimmig genehmigt.








TOP 2: Wahl der/des Vorsitzenden und der/des stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses





Auf Vorschlag von Frau Schumann und mit Zustimmung der Ausschussmitglieder übernimmt Herr Herrwald die Wahlleitung. Herr Eisermann schlägt vor, Frau Schumann zur Vorsitzenden des Ausschusses zu wählen. Frau Schumann erklärt, dass sie bereit sei, die Funktion weiterhin wahrzunehmen, dass Gegenvorschläge aber willkommen seien. Frau Hiob schlägt vor, Herrn Kessing zum stellvertretenden Ausschussvorsitzenden zu wählen. Weitere Vorschläge werden nicht gemacht.





Auf die Frage von Herrn Herrwald, ob offen oder geheim gewählt werden soll, erklären sich alle Ausschussmitglieder mit einer offenen Wahl einverstanden. Daraufhin wird Frau Schumann einstimmig zur Vorsitzenden gewählt. Frau Schumann bedankt sich für das entgegengebrachte Vertrauen und nimmt die Wahl an. Danach wird Herr Kessing einstimmig bei einer Enthaltung zum stellvertretenden Vorsitzenden gewählt. Herr Kessing nimmt die Wahl an.




















TOP 3: KAG LSA; erneute Änderung? Runderlass des MI LSA vom 03.02.2000 





Frau Schumann bittet die Landesgeschäftsstelle, die Situation darzustellen. Frau Hanisch gibt einen Überblick über die historische Entwicklung des § 6 Abs. 6 KAG LSA. Insbesondere erwähnt sie den Beschluss des OVG LSA vom 19.02.1998 (redaktioneller Hinweis: s. KNSA Nr. 184/98 v. 26.03.98). Danach kann die sachliche Beitragspflicht für Straßenausbaubeiträge erst mit Erlass der ersten rechtsgültigen Satzung entstehen. Weil diese Rechtsprechung nicht dem gesetzgeberischen Willen entsprochen habe, änderte der Landesgesetzgeber § 6 Abs. 6 KAG LSA mit Gesetz vom 16.04.1999, GVBl. S. 150. Der Gesetzgeber wollte damit klarstellen, dass die sachliche Beitragspflicht nicht mehr entstehen könne, wenn vor Abschluss der Baumaßnahmen keine Satzung vorgelegen habe. Das OVG LSA hielt an seiner Rechtsprechung fest. Mit Beschluss vom 04.11.99 (redaktioneller Hinweis: s. KNSA Nr. 709/99 v. 10.12.99) entschied das OVG LSA, dass es sich bei der Gesetzesänderung vom April 1999 nicht um eine reine Klarstellung schon immer geltenden Rechts gehandelt habe, sondern um eine Änderung gegenüber dem früheren Rechtszustand. Das würde zumindest für Fälle, in denen eine Straßenausbaubeitragssatzung vor In-Kraft-Treten der Gesetzesänderung am 22.04.99 in Kraft getreten war, bedeuten, dass Beiträge erhoben werden können. Im Widerspruch zur Rechtsprechung des OVG LSA hat das Ministerium des Inneren des Landes Sachsen-Anhalt (MI LSA) mit Runderlass vom 03.02.2000 verfügt, das OVG LSA verkenne den vom Gesetzgeber ausdrücklich formulierten Willen. Das MI hat verfügt, dass die in dem Erlass wiedergegebene Rechtslage von den Kommunalverwaltungen im Zusammenhang mit der Erhebung von Straßenausbaubeiträgen anzuwenden sei. Frau Hanisch bittet die Ausschussmitglieder herauszuarbeiten, welche konkreten Einnahmeausfälle den Kommunen dadurch entstehen, wenn Straßenausbaubeiträge nicht erhoben werden können, wenn bis zum Zeitpunkt der Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme eine Straßenausbaubeitragssatzung noch nicht vorlag (so die Auffassung des MI LSA). 





Frau Stettler berichtet von einer Mitgliedsgemeinde der VG Eisleben mit 1100 Einwohnern, in der Straßenausbaumaßnahmen erfolgt seien, die Straßenausbaubeitragssatzung sei erst nach dem 22. April 1999 in Kraft getreten. Frau Hiob berichtet vom Fall einer Mitgliedsgemeinde, in der die Baumaßnahmen 1996 abgeschlossen waren, die Satzung sei 1998 in Kraft getreten. 





Herr Dr. Kregel kommt auf die Qualität von Runderlassen zu sprechen. Er betont, dass es sich bei dem Runderlass des MI LSA für die Gemeinden, die im eigenen Wirkungskreis tätig werden, nicht um ein Gesetz handele. Für die Kommunalaufsichtsbehörden (übertragener Wirkungskreis) sei er dagegen verbindlich. Im übrigen betont er, dass die Gemeinden schon lange verpflichtet seien, Straßenausbaubeitragssatzungen zu erlassen. Zu dem von Frau Hiob vorgestellten Beispiel erklärt Herr Dr. Kregel, dass eine Heranziehung erfolgen müsse, die Gemeinden könnten nicht auf Einnahmen verzichten.





Frau Gabriel betont, dass man auch die Situation der Bürger berücksichtigen müsse, dass die Bürger nicht verunsichert werden dürften und dass ihnen auch zur Kostentragungspflicht die Wahrheit gesagt werden müsse. 





Frau Lucas berichtet von dem Fall einer VG. Ihr sei bekannt, dass ein Verwaltungsamtsleiter vom Innenministerium gezwungen worden sei, Beitragsbescheide zurückzunehmen, weil die Satzung nicht vor Abschluss der Baumaßnahme in Kraft getreten war. Herr Dr. Kregel führt dazu aus, dass betroffene Kommunen darauf bestehen sollten, derartige Entscheidungen schriftlich und mit Rechtsbehelfsbelehrung versehen zu erhalten. 





Frau Hiob spricht Fehler bei der Gründung von Verwaltungsgemeinschaften an. Das VG Dessau entscheide regelmäßig, dass Bescheide nichtig seien, weil die Verwaltungsgemeinschaft nicht existiere. Herr Dr. Kregel gibt den Hinweis, dass es eine gute Lösung sei, Satzungen im Bekanntmachungsblatt der Verwaltungsgemeinschaft/der Stadt zu veröffentlichen. Als besonderer Bürgerservice könnten sämtliche (auch ältere) Satzungen in dem Bekanntmachungsblatt noch einmal veröffentlicht werden. Damit ließen sich Probleme zumindest für die Zukunft vermeiden. Der Innenminister habe ein Heilungsgesetz für Verwaltungsgemeinschaften angekündigt. Nach Informationen aus dem MI LSA seien noch ca. 70 Verwaltungsgemeinschaften betroffen. 





Herr Kessing stellt fest, dass eine sachliche Diskussion zum Thema Straßenausbaubeiträge kaum möglich sei. Die Stadt Dessau habe gute Erfahrungen mit Bürgerbeteiligungen gemacht. In den Bürgerbeteiligungen stelle sich regelmäßig heraus, dass die Beitragspflichtigen die kostengünstigste Ausbaulösung bevorzugen. Mit wiederkehrenden Beiträgen erwarte er große praktische Probleme (Stichworte: Abrechnungseinheit, jeder will seine Straße vor der Haustür zuerst gebaut haben). Frau Stettler stimmt Herrn Kessing zu. Frau Grube betont, die Gemeinde Tornitz habe mit wiederkehrenden Beiträgen hingegen keine Probleme. 





Frau Pankrath verteilt einen dreiseitigen Fragebogen zur Erhebung von Straßenausbaubeiträgen, der in der nächsten Ausgabe der Kommunalnachrichten veröffentlicht werden soll, an die Ausschussmitglieder. Frau Schumann bittet alle Ausschussmitglieder, den Fragebogen beantwortet an die Landesgeschäftsstelle zurückzusenden. Frau Hanisch bittet die Ausschussmitglieder, den Fragebogen ggf. an die zuständigen Kollegen in den Kommunen weiterzugeben. 





Herr Dr. Kregel spricht noch den allgemeinen Aufwand für Beitragserhebungsverfahren in den Kommunen an. Er bittet die Ausschussmitglieder, zum Verwaltungsaufwand, der bezogen auf die Beitragserhebung entsteht, der Landesgeschäftsstelle belastbare Zahlen zukommen zu lassen.








TOP 4: Haushalts- und Finanzsituation in den Kommunen 





Kennzahlen und deren Aussagewerte





Frau Hanisch stellt zunächst den Runderlass des MI LSA vom 02.03.2000 vor, in dem vorläufige Schlüsselzahlen für die Gemeindeanteile an der Einkommenssteuer und an der Umsatzsteuer genannt werden. Es stellt sich heraus, dass alle Ausschussmitglieder diesen Runderlass bereits kennen. Frau Hanisch weist auf den zweiten Absatz in dem Runderlass hin, in dem auf die Aussagen in dem Erlass vom 08.10.99 verwiesen wird. In dem Runderlass vom 08.10.99 war den Kommunen empfohlen worden, auf Grund der bisherigen Erfahrungen vorsorglich von um mindestens 10 % gekürzten Einnahmeerwartungen auszugehen. Auf die Frage aus dem Ausschuss, auf welcher Grundlage die Schlüsselzahlen für den Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer errechnet wurden, antwortet Frau Hanisch, dass neben dem Gewerbeertragssteueraufkommen die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten maßgebend sei. Die erste Komponente der Schlüsselzahl ist wie bisher der Anzahl der einzelnen Gemeinde an dem Gewerbesteueraufkommen im jeweiligen Land, allerdings werden aktualisierte Angaben aus der Summe der Jahre 1992-1997 berücksichtigt. Erstmals werden in den neuen Ländern auch die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten der Jahre 1996 – 1998 in den Verteilungsschlüssel einbezogen. Die Gewichtung der beiden Komponenten beträgt 70% Gewerbesteueraufkommen und 30% sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (redaktioneller Hinweis: s. auch KNSA Nr. 21/2000 v. 24.01.2000 sowie Orientierungsdatenerlass des MI LSA v. 08.10.99, S. 8). 





Herr Dr. Kregel führt in das Thema ”Kennzahlen und deren Aussagewerte” ein. Er erläutert, dass es im Zusammenhang mit der jährlich anstehenden Finanzdiskussion zwischen den kommunalen Spitzenverbänden und dem Land wichtig sei, belastbare Zahlen über die Finanzsituation der Kommunen präsentieren zu können. In diesem Zusammenhang sei es wichtig zu erfahren, welche Kennzahlen es überhaupt gibt, welche Aussagewerte diese haben und ob ein Vergleich zwischen einzelnen Kommunen überhaupt möglich sei. Als Beispiel nennt er die Verschuldung pro Einwohner. Herr Eisermann stellt fest, dass es keine bundesweit geltenden Kennzahlen gäbe. Die Pro-Kopf-Verschuldung sage nichts über die Leistungsfähigkeit aus. Sie dürfe nicht isoliert betrachtet werden, zumindest müsse die Steuerkraft mit berücksichtigt werden. Man könne nicht isoliert einzelne Zahlen miteinander vergleichen. Herr Dr. Kregel fragt, wie man belastbare Kennzahlen erarbeiten könnte. Herr Eisermann antwortet, dass bundesweite Vorgaben erforderlich seien. 





Herr Kessing führt aus, dass die unterschiedlichen kommunalen Strukturen Vergleiche nicht zulassen. 





Frau Hiob spricht das Stichwort ”freie Spitze” an. Wichtig seien die eigenen Einnahmen am Gesamthaushaltsvolumen. Im Haushaltsplan könne vieles versteckt werden. Der Haushalt sei z.B. nicht gesund, wenn die Investitionshilfen nach § 11a FAG dem Verwaltungshaushalt zugeführt werden würden. Herr Dr. Kregel fragt nach der Definition des Begriffs ”freie Spitze”. Herr Kessing antwortet, von den Aufsichtsbehörden würden darunter Überschüsse des Verwaltungshaushalts, die an den Vermögenshaushalt abgeführt werden können, definiert. Eine andere Definition sei dagegen die Summe der Mittel, die für freiwillige Aufgaben zur Verfügung stehen. 





Frau Schumann fasst die Diskussion dahin zusammen, dass die Ausschussmitglieder gebeten werden, sich über Kennzahlen Gedanken zu machen, der Landesgeschäftsstelle Kennzahlen aus ihrem Bereich zur Verfügung zu stellen und dass die Diskussion des Themas in der nächsten Sitzung fortgeführt werden soll.





Haushaltskonsolidierungskonzepte





Frau Schumann bittet Frau Hanisch in das Thema einzuführen. Frau Hanisch erklärt, dass der Tagesordnungspunkt aufgenommen worden sei, um einen Erfahrungsaustausch unter den Ausschussmitgliedern zu ermöglichen. Sie informiert darüber, dass Herr Koch der Landesgeschäftsstelle den Entwurf eines Haushaltskonsolidierungskonzeptes zur Verfügung gestellt habe. 





Frau Schumann führt aus, dass Naumburg bisher kein Haushaltskonsolidierungskonzept aufstellen musste. Für Magdeburg, Dessau und Eisleben berichten Herr Eisermann, Herr Kessing und Frau Stettler, dass Haushaltskonsolidierungskonzepte aufgestellt werden mussten. Frau Lucas ergänzt, dass eine Mitgliedsgemeinde der VG Südharz ebenfalls betroffen sei.





Herr Herrwald führt aus, dass insbesondere in kleinen Gemeinden Konsolidierungsmaßnahmen wie Streichung von Vereinszuschüssen nicht geeignet seien, den Haushaltsausgleich herbeizuführen. 





Sonstiges





Frau Schumann fragt die Ausschussmitglieder nach Erfahrungen mit einer Kampfhundesteuer.





Frau Gabriel erklärt, in Halberstadt werde z.Zt. untersucht, ob eine Kampfhundesteuer erhoben werden soll.





Frau Nußbeck schildert die Situation in Roßlau und nimmt dabei Bezug auf die unterschiedliche Rechtsprechung des OVG Lüneburg und des OVG Magdeburg. Zwischenzeitlich ist durch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts v. 19.01.2000 (s. KNSA Nr. 73/2000 v. 21.02.2000) entschieden, dass die Erhebung einer Kampfhundesteuer zulässig ist. Das OVG Magdeburg hatte zuvor durch Urteil v. 18.03.98 (s. KNSA Nr. 500/98 v. 31.08.98) entschieden, dass eine Kampfhundesteuer, die lediglich an bestimmte Hunderassen anknüpfe, ohne Einflüsse der Halter auf den Hund zu berücksichtigen, gegen den Gleichheitsgrundsatz verstoße. 





Frau Hanisch informiert die Ausschussmitglieder darüber, dass das Satzungsmuster über die Erhebung einer Hundesteuer von der Landesgeschäftsstelle überarbeitet werde. Zur Zeit laufe gerade der Abstimmungsprozess mit dem MI LSA. In diesem Satzungsmuster werde nicht empfohlen, eine Kampfhundesteuer zu erheben. Hintergrund hierfür sei unter anderem, dass bei den meisten Mitgliedern des SGSA (kleine Gemeinden) kein Bedarf bestehen dürfte, weil kaum ”Kampfhunde” existierten. Auf entsprechende Nachfrage erklärt Frau Nußbeck, dass auch in Roßlau lediglich ein ”Kampfhund” angemeldet sei. Für Dessau erklärt Herr Kessing, dass die Kampfhundesteuer 1997 eingeführt worden sei. Für einen Kampfhund seien 1.200,00 DM zu zahlen. Der mit der Einführung der Kampfhundesteuer verfolgte Zweck – nämlich zu verhindern, dass weitere Kampfhunde angeschafft würden – sei erreicht worden. 





Frau Schumann spricht Probleme mit einem Förderprogramm des Kultusministeriums an. Das Land gewähre Schuldendiensthilfen. Voraussetzung für die Gewährung sei allerdings die Einholung mehrerer Kreditangebote, die seitens des Landes geprüft werden würden. Die Zeit, die das Land für die Prüfung benötige, werde von den Kreditinstituten nicht eingeräumt. Kreditangebote würden nur mit wenigen Stunden oder höchstens einem Tag Bindungsfrist unterbreitet. Durch die Förderrichtlinien seien Kommunen zum Teil gezwungen Kredite aufzunehmen, wenn sie noch gar nicht benötigt würden. Frau Schumann bittet die Ausschussmitglieder, ihre Erfahrungen zu dem Thema vorzutragen. Im Ausschuss gibt es keine weiteren Erfahrungen mit diesem Förderprogramm. Herr Dr. Kregel schlägt vor, dass Thema wegen des Bezuges zum Kultusministerium im Schulausschuss des SGSA zu behandeln. 








TOP 5: Unternehmenssteuerreform





Frau Schumann bittet Frau Hanisch, die kommunalrelevantesten Punkte der Unernehmenssteuerreform vorzutragen. Frau Hanisch verteilt zunächst eine Aufstellung des Deutschen Städtetages über die unmittelbaren und mittelbaren kommunalen Mindereinnahmen für die Jahre 2001 – 2006. Sie führt aus, dass umfangreiche und detaillierte Berechnungen über die einzelnen Steuersenkungsmaßnahmen und deren Auswirkungen vorliegen. Diese Berechnungen basieren überwiegend auf Schätzungen des Bundesfinanzministeriums, die mit erheblichen Risiken verbunden sind. Als für die Kommunen wichtigsten Punkt stellt Frau Hanisch die geplante Anhebung der Gewerbesteuerumlage dar, die dazu führe, dass bundesweit statt bisher 20% in Zukunft 30% der Gewerbesteuereinnahmen angeschöpft werden sollen. Diese Erhöhung der Gewerbesteuerumlage solle dauerhaft festgeschrieben werden, obwohl sie aufgrund risikobehafteter Annahmen berechnet worden sei. Im übrigen würden die mittel- und langfristigen Mehreinnahmen der Gewerbesteuer niedriger ausfallen als in den Angaben des Bundesfinanzministeriums für die Jahre 2001 – 2004 dargestellt ist. 





Herr Dr. Kregel erklärt, dass die kommunalen Bundesverbände sich gegen die beabsichtigte Erhöhung der Gewerbesteuerumlage wehren werden. 





Herr Kessing stellt als positiv an der beabsichtigten Unternehmenssteuerreform dar, dass sie eine Bestandsgarantie für die Gewerbesteuer enthalte, was von den Ausschussmitgliedern begrüßt wird.








TOP 6: Anfragen und Anregungen 





Auf die Frage von Frau Hiob nach dem Stand der Grundsteuerreform verweist Frau Hanisch zunächst auf die KNSA-Beiträge zum Thema (redaktioneller Hinweis: s. KNSA Nr. 23/2000 v. 24.01.2000). Die Entwicklung ist insofern für die Kommunen nicht erfreulich, als das Bundesfinanzministerium am Entwurf eines Grundsteuerreformgesetzes arbeitet, während nach wie vor unklar ist, wer in Zukunft für die Grundsteuerbewertung (wie bisher die Finanzämter oder die Gemeinden) zuständig sein soll. Diese Frage soll aus dem Gesetzentwurfsverfahren ausgeklammert werden und einer politischen Entscheidung überlassen bleiben. 





Aus dem Ausschuss wird der Wunsch geäußert, in der nächsten Sitzung, die voraussichtlich im September stattfinden soll, die Reform des Gemeindehaushaltsrechts zu behandeln. Frau Hanisch weist darauf hin, dass vom MI LSA mehrfach angekündigt wurde, dass ein Entwurf zur Änderung der Gemeindehaushaltsordnung erarbeitet werde. Ob dieser bis zur nächsten Sitzung vorliege, sei aber ungewiss. Herr Dr. Kregel erinnert an die Jubiläumsmitgliederversammlung des SGSA am 17. September 2000 und bittet bereits jetzt um Verständnis dafür, dass wegen der Vorbereitung möglicherweise eine Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses im September nicht stattfinden kann. 




















Schumann				Dr. Kregel				Hanisch


Vorsitzende				Landesgeschäftsführer		Protokollführerin
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